
 

  

S 41 U 556/98

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 2
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 41 U 556/98
Datum 17.05.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 294/04 WA
Datum 16.03.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Restitutionsklage wird als unzulÃ¤ssig verworfen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die Wiederaufnahme des vor dem Bayer. Landessozialgericht durch Urteil
vom 09.10.2002 abgeschlossenen Berufungsverfahrens.

Der KlÃ¤ger begehrte in diesem Verfahren die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente
wegen der Folgen des Unfalls vom 24.06.1974. Die Beklagte hatte nach Einholung
eines Gutachtens von Dr.V. dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 20.02.1975
GesamtvergÃ¼tung fÃ¼r den Zeitraum vom 28.10.1974 bis 30.06.1975 gewÃ¤hrt,
wobei bis 31.12.1974 von einer MdE von 30 v.H., danach bis 30.06.1975 von 20 v.H.
ausgegangen wurde. Den Antrag des KlÃ¤gers auf RentenwiedergewÃ¤hrung lehnte
die Beklagte nach Beiziehung von Ã¤rztlichen Unterlagen aus den
Rentenversicherungsverfahren des KlÃ¤gers und Einholung einer Stellungnahme
des Beratungsarztes Dr.F. mit Bescheid vom 18.10.1993 ab.
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Am 27.01.1997 beantragte der KlÃ¤ger erneut die GewÃ¤hrung einer Rente. Nach
Beiziehung Ã¤rztlicher Atteste und Einholung einer Stellungnahme des
Beratungsarztes Dr.F. lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 16.04.1998 den Antrag
ab. Den Widerspruch des KlÃ¤gers wies sie mit Widerspruchsbescheid vom
02.07.1998 zurÃ¼ck. Die hiergegen gerichtete Klage hat das SG mit
Gerichtsbescheid vom 17.05.2001 abgewiesen. Die Beschwerden seien nicht mit
der erforderlichen Wahrscheinlichkeit auf das Unfallereignis zurÃ¼ckzufÃ¼hren.
Vielmehr habe der KlÃ¤ger 1986 einen weiteren Unfall erlitten, der sich nicht auf
Grund einer vom KlÃ¤ger angegebenen Gangunsicherheit infolge des Unfalls vom
24.06.1974 ereignet habe.

Im Berufungsverfahren wurden Ã¤rztliche Unterlagen des Krankenhauses N. sowie
ein Gutachten des OrthopÃ¤den Dr.S. vom 24.07.2001, eingeholt vom Sozialgericht
Landshut im Rentenversicherungsrechtsstreit des KlÃ¤gers, beigezogen und der
OrthopÃ¤de Dr.F. zum Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannt. Im Gutachten vom
10.06.2002 fÃ¼hrte Dr.F. aus, eine messbare MdE sei fÃ¼r die Zeit ab 01.07.1975
nicht zu begrÃ¼nden.

Die Berufung wurde mit Urteil vom 09.10.2002 zurÃ¼ckgewiesen. Der Arbeitsunfall
vom 24.06.1974 habe Ã¼ber den 30.06.1975 hinaus keine bleibenden
GesundheitsstÃ¶rungen, die eine MdE von wenigstens 20 v.H. der Vollrente
bedingen wÃ¼rden, zurÃ¼ckgelassen. Dies ergebe sich zur Ã�berzeugung des
Senats aus dem schlÃ¼ssigen Gutachten des Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.F
â�¦ Als Unfallfolgen bestÃ¼nden lediglich initiale degenerative VerÃ¤nderungen des
rechten Schultergelenks nach Schultergelenksluxation und Verkalkung oberhalb des
rechten groÃ�en RollhÃ¼gels nach Abriss des Trochanter major ohne
objektivierbaren Funktionsverlust. Die AusfÃ¼hrungen von Dr.S. im Gutachten vom
24.07.2001 kÃ¶nnten nicht Ã¼berzeugen. Die von Dr.S. angenommenen
FunktionsstÃ¶rungen fÃ¤nden, wie Dr.F. betont habe, kein entsprechendes
morphologisches Substrat, sondern beruhten auf einer ungewÃ¶hnlich stark
ausgeprÃ¤gten Aggravation des KlÃ¤gers. Im Hinblick auf diese Feststellungen Dr.F.
kÃ¶nne auch nicht davon ausgegangen werden, dass der Unfall vom 08.08.1986
durch die Unfallfolgen vom 24.06.1974 mitverursacht wÃ¤re.

Mit Schreiben, eingegangen am 19.07.2004, bat der KlÃ¤ger um die Ã�bersendung
des Gutachtens des Dr.S â�¦ Ihm wurde mit Schreiben vom 21.07.2004 mitgeteilt,
dass sich in den Akten auÃ�er den vom KlÃ¤ger Ã¼bersandten Kopien kein weiteres
Gutachten des Dr.S. befinde. Der KlÃ¤ger erklÃ¤rte mit Schreiben vom 28.07.2004,
eingegangen am 03.08.2004, seine Vermutung, dass die gesuchten Gutachten
absichtlich vor der Verhandlung verschwunden seien, weil der Inhalt zu seinen
Gunsten sprÃ¤che und dies von der Richterin und dem Vertreter der Beklagten
abgesprochen gewesen sei, wie auch die Dolmetscherin erklÃ¤rt habe, habe sich
bestÃ¤tigt. Die Gutachten brauche er nicht, sie lÃ¤gen ihm vor. Das Urteil des
BayLSG vom 09.10.2002 sei zu Ã¼berprÃ¼fen und eine neue Verhandlung
durchzufÃ¼hren. Das Gutachten des Dr.V. vom 04.02.1975 sei in der Verhandlung
nicht "vorgelesen" worden. Der KlÃ¤ger hat ein Schreiben an die BG vom
28.12.2002, ein weiteres Schreiben vom 10.01.2004, Ã¤rztliche Schreiben vom
09.05.2003 und 10.12.2003 und den Bescheid der Beklagen vom 20.02.1975
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Ã¼bersandt, auÃ�erdem Schreiben, Ã¤rztliche Befunde, Gutachten und Atteste, die
bereits im Verwaltungs- bzw. Berufungsverfahren vorgelegen hatten.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die beigezogenen Akten der Beklagten
sowie die Klage- und Berufungsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Wiederaufnahmeklage ist nicht statthaft.

GemÃ¤Ã� Â§ 179 Abs.1 SGG kann ein rechtskrÃ¤ftig beendetes Verfahren
entsprechend den Vorschriften des Vierten Buches der Zivilprozessordnung wieder
aufgenommen werden. GemÃ¤Ã� Â§ 580 ZPO findet die Restitutionsklage statt:

1. wenn der Gegner durch Beeidigung einer Aussage auf die das Urteil gegrÃ¼ndet
ist, sich einer vorsÃ¤tzlichen oder fahrlÃ¤ssigen Verletzung der Eidespflicht schuldig
gemacht hat;

2. wenn eine Urkunde, auf die das Urteil gegrÃ¼ndet ist, fÃ¤lschlich angefertigt
oder verfÃ¤lscht war;

3. wenn bei einem Zeugnis oder Gutachten, auf welches das Urteil gegrÃ¼ndet ist,
der Zeuge oder SachverstÃ¤ndige sich einer strafbaren Verletzung der
Wahrheitspflicht schuldig gemacht hat;

4. wenn das Urteil von dem Vertreter der Partei oder von dem Gegner oder dessen
Vertreter durch eine in Beziehung auf den Rechtsstreit verÃ¼bte Straftat erwirkt ist;

5. wenn ein Richter bei dem Urteil mitgewirkt hat, der sich in Beziehung auf den
Rechtsstreit einer strafbaren Verletzung seiner Amtspflichten gegen die Partei
schuldig gemacht hat;

6. wenn das Urteil eines ordentlichen Gerichts eines frÃ¼heren Sondergerichts oder
eines Verwaltungsgerichts, auf welches das Urteil gegrÃ¼ndet ist, durch ein
anderes rechtskrÃ¤ftiges Urteil aufgehoben ist;

7. wenn die Partei

a) ein in derselben Sache erlassenes, frÃ¼her rechtskrÃ¤ftig gewordenes Urteil
oder

b) eine andere Urkunde auffindet oder die zu benutzen in den Stand gesetzt wird,
die eine ihr gÃ¼nstigere Entscheidung herbeigefÃ¼hrt haben wÃ¼rde.

GemÃ¤Ã� Â§ 179 Abs.2 SGG ist die Wiederaufnahme des Verfahrens ferner
zulÃ¤ssig, wenn ein Beteiligter strafgerichtlich verurteilt worden ist, weil er
Tatsachen, die fÃ¼r die Entscheidung der Streitsache von wesentlicher Bedeutung
waren, wissentlich falsch behauptet oder vorsÃ¤tzlich verschwiegen hat. GemÃ¤Ã� 
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Â§ 581 Abs.1 ZPO findet in den FÃ¤llen des Â§ 580 Nrn.1 bis 5 ZPO die
Restitutionsklage nur statt, wenn wegen der Straftat eine rechtskrÃ¤ftige
Verurteilung ergangen ist, oder wenn die Einleitung oder DurchfÃ¼hrung eines
Strafverfahrens aus anderen GrÃ¼nden als wegen Mangels an Beweisen nicht
erfolgen kann. GemÃ¤Ã� Â§ 582 ZPO ist die Restitutionsklage nur zulÃ¤ssig, wenn
die Partei ohne Verschulden auÃ�erstande war, den Restitutionsgrund in dem
frÃ¼heren Verfahren, insbesondere durch Einspruch oder Berufung oder mittels
AnschlieÃ�ung an eine Berufung geltend zu machen. GemÃ¤Ã� Â§ 589 Abs.1 ZPO
hat das Gericht von Amts wegen zu prÃ¼fen, ob die Klage an sich statthaft und ob
sie in der gesetzlichen Form und Frist erhoben ist. Mangelt es an einem dieser
Erfordernisse, so ist die Klage als unzulÃ¤ssig zu verwerfen.

Die Wiederaufnahmeklage ist nicht statthaft. Das Vorliegen eines
Wiederaufnahmegrundes ist nicht schlÃ¼ssig dargetan. Bei den
RestitutionsgrÃ¼nden im Sinne des Â§ 580 Abs.1 Nr.1 bis 5 ZPO gehÃ¶ren auch die
Voraussetzungen de Â§ 581 ZPO und des Â§ 582 ZPO zur ZulÃ¤ssigkeit. Dies gilt
auch fÃ¼r Â§ 179 Abs.2 ZPO. Das angefochtene Urteil muss auf den geltend
gemachten WiederaufnahmegrÃ¼nden beruhen. Auch dieser Zusammenhang ist
schlÃ¼ssig zu behaupten.

Im vorliegenden Fall fehlen die Voraussetzungen der Statthaftigkeit. Der KlÃ¤ger
macht geltend, dass das Gutachten des Dr.S. in der mÃ¼ndlichen Verhandlung und
im Urteil des Senats absichtlich auf Grund einer Absprache mit der Beklagten nicht
berÃ¼cksichtigt worden sei. Eine rechtskrÃ¤ftige Verurteilung des Vertreters der
Beklagten oder der Mitglieder des Senats wegen einer Straftat ist nicht erfolgt, noch
ist die DurchfÃ¼hrung eines Strafverfahrens aus anderen GrÃ¼nden als wegen
Mangels an Beweisen nicht erfolgt. Beide Gesichtspunkte sind vom KlÃ¤ger weder
schlÃ¼ssig behauptet noch Ã¼berhaupt geltend gemacht worden. Im Ã�brigen
befanden sich alle vom KlÃ¤ger angegebenen Unterlagen in den beigezogenen
Akten der Beklagten bzw. in den Akten des Sozialgerichts MÃ¼nchen und des
Senats und wurden ausdrÃ¼cklich Gegenstand des Urteils des Senats. Dies ist
schon insofern offensichtlich, als im Tatbestand des Urteils sowohl das Gutachten
des Dr.V. vom 04.02.1975 als auch das Gutachten des Dr.S. vom 24.07.2001
ausdrÃ¼cklich erwÃ¤hnt sind.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nr.1 SGG liegen
nicht vor.

Erstellt am: 01.07.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               4 / 4

https://dejure.org/gesetze/ZPO/581.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/580.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/5.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/582.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/589.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/580.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/5.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/581.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/582.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/179.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

